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Betreff   

 
Bundesprogramm "Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und 
Kultur"; hier: Beteiligung der Stadt Nienburg (Saale) am Projektaufruf 2020 

 

Finanzielle Auswirkungen?   

 

 Keine finanziellen Auswirkungen 
 Gesamterträge oder -einzahlungen in Höhe von: 
 Gesamtaufwendungen oder -auszahlungen in Höhe von: 

 

 Ergebnisplan    Budget/Produkt:  
 Finanzplan       
 einmalig   laufend 
 Deckung erfolgt nach § 105 KVG LSA (üpl/apl Aufwand) 
 Deckung erfolgt im Rahmen des Budgets 
 Deckungsmittel stehen nicht zur Verfügung 

 

Die Finanzierung bei nicht zur Verfügung stehenden Deckungsmitteln soll erfolgen: 
 durch Verschlechterung des Haushalts (Verringerung Überschuss, Erhöhung Fehlbetrag, 

Reduzierung liquide Mittel – siehe Sachverhalt/finanzielle Auswirkungen) 
 einmalig   laufend 
 durch einen Nachtragshaushalt 
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Sachdarstellung:   

 
Mit dem Nachtrag zum Bundeshaushalt 2020 (Konjunkturpaket) werden erneut Mittel in Höhe 
von 600 Millionen Euro für die Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereich Sport, Jugend 
und Kultur bereitgestellt. Die Mittel stehen für die Förderung investiver Projekte mit besonderer 
regionaler oder überregionaler Bedeutung und mit sehr hoher Qualität im Hinblick auf ihre Wir-
kungen für den gesellschaftlichen Zusammenhalt und soziale Integration in der Kommune und die 
Stadt(teil)entwicklungspolitik zur Verfügung. Die Projekte sollen auch einen Beitrag zum Klima-
schutz aufweisen und über ein überdurchschnittliches Investitionsvolumen oder hohes Innovati-
onspotential verfügen. 
 
Die Bundesmittel werden als Zuwendung nach §§ 23, 44 BHO im Wege der Projektförderung an 
die Kommune bewilligt. Die Mittel stehen vorbehaltlich des Beschlusses zum Bundeshaushalt 
2021 in Jahresraten bis 2025 kassenmäßig zur Verfügung und sollen im Jahr 2021 vollständig 
verpflichtet werden. 
 
Mit der Umsetzung und der Begleitung des Programms hat das Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat, vertreten durch das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) den Projektträger Jülich beliehen. 
 
Kommunen, die über geeignete Projekte verfügen, sind aufgerufen, dem Projektträger Jülich bis 
zum 30.10.2020 Projektvorschläge zu unterbreiten. 
 
Im Rahmen des Bundesprogramms sind kommunale Einrichtungen in den Bereichen Sport, Ju-
gend und Kultur förderfähig. Der Schwerpunkt soll jedoch bei Sportstätten liegen wie z. B. öffent-
lich genutzte Sportplätze einschließlich baulicher Nebenanlagen, Turnhallen, Schwimmhallen so-
wie Freibäder, da hier ein besonderer Instandsetzungsrückstand gesehen wird. 
 
Grundsätzlich gefördert werden die bauliche Sanierung und der Ausbau von Einrichtungen der 
sozialen Infrastruktur, Ersatzneubauten sind nur in Ausnahmefällen förderfähig. Dies kann u. a. 
dann gelten, wenn dies im Vergleich zur Sanierung die wirtschaftlichere Variante ist. Dies ist zu 
belegen. Die Förderung umfasst grundsätzlich konzeptionelle, investitionsvorbereitende und inves-
tive Kosten. 
 
Gefördert werden können sowohl Einzelgebäude als auch städtebauliche Ensembles unter Einbe-
zug relevanter Gebäude. Die Projekte können Bestandteil einer städtebaulichen Gesamtmaß-
nahme sein, dies ist jedoch keine Fördervoraussetzung. Das vorgeschlagene Projekt sollte Gegen-
stand einer städtebaulichen Gesamtstrategie sein bzw. sich aus einem integrierten Stadtentwick-
lungskonzept oder vergleichbaren Planungen erschließen. Die Projekte müssen langfristig nutzbar 
sein, die Zweckbindungsfrist liegt in der Regel bei 10 Jahren, bei Ersatzneubauten bei 20 Jahren. 
 
Im Bundesprogramm werden größere Projekte mit deutlichem stadtentwicklungspolitischen Im-
pulsen für die Gemeinde oder Stadt sowie regionaler oder überregionaler Wirkung gefördert. Sie 
haben eine besondere Wirkung für den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die soziale Integra-
tion vor Ort (z. B. Angebote für unterschiedliche Zielgruppen, Barrierefreiheit/-armut) und sollen 
daher für die Öffentlichkeit zugänglich sein. Zudem tragen sie in besonderer Weise zu den Klima-
schutzzielen des Bundes (z. B. Minderung des Primärenergieverbrauchs, Minderung des CO2-
Ausstoßes) bei. Durch eine städtebauliche Einbindung in das Wohnumfeld erreichen sei eine nach-
haltige Verbesserung des Stadt- bzw. Ortsteils. Sie zeichnen sich durch einen besonderen und 
innovativen konzeptionellen und baulichen Qualitätsanspruch aus. Sie verfolgen die baukulturellen 
Ziele des Bundes. 
 
Die Sanierungsmaßnahmen sind Projekte, mit denen in der Regel Aufgaben und Probleme von 
erheblicher finanzieller Dimension gelöst werden. Mit einem überdurchschnittlich hohen Förder-
volumen soll eine schnelle und ggf. umfassende Intervention und Problembearbeitung möglich 
sein. 
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Förderprojekte müssen von den betreffenden Kommunen mitfinanziert werden. Der Eigenanteil 
der Kommunen beträgt grundsätzlich 55 v. H. der förderfähigen Projektkosten. Bei Vorliegen ei-
ner Haushaltsnotlage kann sich der kommunale Eigenanteil auf bis zu 10 v. H. reduzieren. Die 
Haushaltsnotlage ist durch die zuständige Kommunalaufsichtsbehörde zu bestätigen. 
 
Das Verfahren ist in zwei Phasen untergliedert. Nach Einreichung der Projektskizzen in der 1. 
Phase beschließt der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestags die zur Antragstellung vor-
zusehenden Projekte. Die 2. Phase umfasst dann die eigentliche Beantragung der Bundesförde-
rung in Form einer Projektzuwendung (Zuwendungsantrag) nach Maßgabe der Verwaltungsvor-
schriften zu § 44 BHO durch die ausgewählten Kommunen. 
 
Das Projekt Sanierung Freibad der Stadt Nienburg (Saale) erfüllt die Auswahlkriterien (nicht ku-
mulativ, keine Rangfolge) 
 

- besondere regionale oder überregionale Wahrnehmbarkeit, 
- begründeter Beitrag zum gesellschaftlichen Zusammenhalt und zur sozialen Integration 

im Quartier/in der Kommune, 
- erhebliches und überdurchschnittliches Investitionsvolumen, 
- Machbarkeit und zügige Umsetzbarkeit, langfristige Nutzbarkeit, 
- städtebauliche Einbindung in das Wohnumfeld und baukulturelle Qualität, 
- überdurchschnittliche fachliche Qualität, insbesondere hinsichtlich des gesellschaftlichen 

Zusammenhalts und der sozialen Integration (einschließlich Barrierefreiheit/-armut) 
und/oder Klimaschutz 

- hohes Innovationspotenzial 
 
und erscheint deshalb als geeignet Es wird daher vorgeschlagen, diesen Projektvorschlag beim 
Projektträger Jülich einzureichen. 
 
Für die Antragstellung ist die Vorlage eines entsprechenden Stadtratsbeschlusses notwendig. In 
der 1. Phase billigt der Stadtrat durch einen entsprechenden Beschluss die Beteiligung der Kom-
mune am Projektaufruf 2020 und damit die Einreichung einer Projektskizze. Nach Auswahl der 
Projekte ist im Rahmen der Antragstellung in der 2. Phase die Bereitstellung des kommunalen 
Eigenanteils durch einen Stadtratsbeschluss nachzuweisen. 

 

Beschlussentwurf:   

 
Der Stadtrat der Stadt Nienburg (Saale) billigt die Beteiligung der Stadt Nienburg (Saale) am Pro-
jektaufruf 2020 im Rahmen des Bundesprogramms „Sanierung kommunaler Einrichtungen in 
den Bereichen Sport, Jugend und Kultur“ und beschließt die Einreichung des Projektes Sanierung 
Freibad der Stadt Nienburg (Saale) (Projektskizze). 

 

Geänderter Beschluss und Abstimmungsergebnis 

 
 

Gremium: Stadtrat der Stadt Nienburg (Saale) Sitzung am: 24.09.2020 TOP: Ö 6 

 

Einstimmig Mit 
Stimmen-
mehrheit 
 
 

ja nein Enthaltungen Laut Beschluss- 
vorlage 

 
 
 
Vorsitzender des Stadtrates      (Siegel) 
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